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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf einer Verordnung zur Ergänzung 
der Durchführungsverordnung zum Zweiten 
und Dritten Teil des Soforthilfegesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
gemäß § 83 Absatz 1 des Soforthilfegesetzes vom 8 . August 1949 
(WiGBl. S. 205) in Verbindung mit Artikel 129 Absatz 1 des Grund- 
gesetzes herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat der anliegenden Fassung des Verordnungs- 
entwurfs in seiner 37. Sitzung am 20. Oktober 1950 zugestimmt. 

Auf Ihr Schreiben vom 26. April 1950 nehme idi Bezug. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blüdher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf einer Verordnung 

zur Ergänzung der Durchführungs- 
verordnung zum Zweiten und Dritten 
Teil des Soforthilfegesetzes 

Auf Grund des § 83 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Milderung dringender sozialer Notstände (Sofort- 
hilfegesetz - SHG) vom 8. August 1949 (WiGBl. 
S. 205) in Verbindung mit Artikel 129 Absatz 1 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird mit Zustimmung des Bundestags und des 
Bundesrats verordnet: 

Artikel 1 

Die Durchführungsverordnung zum Zweiten und 
Dritten Teil des Soforthilfegesetzes (Soforthilfc-DVO) 
vom 8. August 1949 (WiGBl S. 225) wird wie folgt 
ergänzt: 

1. Der Soforthilfe- DVO zu § 36 wird folgende 

Ziffer 5 hinzugefügt: 

„5. Rentenleistungen, die ein Angehöriger er- 
hält, sind nach § 36 Absatz 4 Satz 1 auf 
die Unterhaltshilfe nur bis zu dem Be- 
trag anzurechnen, der für diesen Ange- 
hörigen nach § 36 Absatz 2 als Zuschlag 
zur Unterhaltshilfe gewährt wird.” 

2. In Soforthilfe-DVO zu §56 wird als Ziffer 1 

eingefügt : 

„l. Soweit das Verfahren vor dem Spruch- 
senat nicht im Gesetz und in dieser Ver- 
ordnung abweichend geregelt ist, gelten 
bis zu einer anderen bundesgesetzlichen 
Regelung die Verfahrensvorschriften der 
Verordnung Nr. 165 der Militärregierung 
Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit in der britischen 
Zone (Amtsblatt S. 799) sinngemäß.” 

Die bisherigen Ziffern 1 und 2 werden Ziffern 
2 und 3. 

Artikel 2 
Es treten in Kraft: 

Artikel 1 Ziffer 1 mit Wirkung vom ersten 
des auf die Verkündung fol- 
genden Monats, 

Artikel 1 Ziffer 2 mit dem Tage nach der Ver- 
kündung dieser Verordnung. 
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Begründung 


Durch die vorgeschlagene Verordnung soll die 
Durchführungsverordnung zum Zweiten und Drit- 
ten Teil des Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 
(Soforthilfe-DVO) in zwei Punkten ergänzt werden; 

Zu Artikel 1 Ziffer 1: Der Deutsche Bundes- 
tag hat in seiner 58. Sitzung vom 26. April 1950 
auf Grund des Mündlichen Berichts des Ausschusses 
für den Lastenausgleich über den Antrag der Ab- 
geordneten Frau Dr. Probst, Kunze, Schütz und 
Genossen (Drucksachen Nrn. 167, 776) beschlossen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, baldmög- 
lichst im Wege einer Durchführungsverordnung 
zu § 36 des Soforthilfegesetzes klarzustellen, 
daß Rentenleistungen sowie sonstige Einkünfte 
(§ 36 Absatz 4 des Gesetzes) nur gegenüber 
der Person des nach § 36 Absätze 1 bis 3 un- 
terhaltsberechtigten oder zuschlagsberechtigten 
Geschädigten, nicht aber gegenüber der geschä- 
digten Familien gcmeinschaft auf die Unterhalts- 
hilfe angercchnet werden. 

In Verfolg des Antrags ist eine Regelung da- 
hingehend herbeizuführen, daß ein Angehöri- 
ger, welcher die Zuschläge des § 36 Absatz 2 
übersteigende Rentenlcistungen bisher erhielt, 
für seine Person aus den Leistungen der Un- 
terhaltshilfe ausscheidet, ohne daß sich hieraus 
Kürzungen der Leistungen der Unterhaltshilfe 
an die übrigen Familienmitglieder ergeben.“ 

Nadi § 36 Absatz 4 des Soforthilfegesetzes werden 
auf die Unterhaltshilfe Rentenlcistungen grundsätz- 
lich in voller Flöhe und ohne Rücksicht darauf 
angerechnet, ob sic dem Fiaushaits Vorstand selbst 
oder seinen in § 36 Absatz 2 a. a. O. genannten 
Angehörigen zufließen. Die Anwendung des Grund- 
satzes der Familieneinheit der in dieser Bestimmung 
wie auch sonst im Soforthilfegesetz zum Ausdruck 
kommt, wird als Härte empfunden in den Fällen, 
in denen die Rente eines Angehörigen den Betrag 
des ihm zu gewährenden Familienzuschlags über- 
steigt, so daß die Anrechnung dann teilweise zu 
Lasten des Hauptanspruchsberechtigten erfolgen 
muß. Dem soll nach dem vorstehenden Beschluß 
abgeholfen werden. 

In Übereinstimmung mit dem in Absatz 2 des Be- 
schlusses des Bundestages zum Ausdruck gebrachten 
Verlangen sieht Artikel 1 Ziffer 1 des Entwurfs 
vor, daß Rentenleistungen, die ein Angehöriger im 
Sinne des § 36 Absatz 2 des Soforthilfegesetzes (Ehe- 
frau, Kinder) erhält, nach § 36 Absatz 4 des Ge- 
setzes auf die Unterhaltshilfe nur bis zu dem Be- 
trag anzurechnen sind, der für diesen Angehörigen 
nach § 36 Absatz 2 als Zuschlag zur Unterhaltshilfe 
gewährt wird. Der Grundsatz, daß unter Zusam- 
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mcnrechnung aller Einkünfte der Familieneinheit 
Bedürftigkeit vorliegen muß, wird hierdurch nicht 
berührt. 

Beispiel: Ein Ehepaar mit einem Sohn hat 
Anspruch auf eine Unterhaltshilfe ^von 
120. — DM. Hierauf wurden, wenn die Ehe- 
frau eine UnfaUrente von 50.— DM und 
der Sohn eine Kb-Rente von 30. — DM er- 
hält, nach § 36 Absatz 4 SHG bisher ange- 
rechnet (50 -"l- 30 =) 80. — DM, so daß 
40. — DM zur Auszahlung kamen. Künftig 
wird die Anrechnung auf den Betrag des 
Zusclilags zur Untcrhaltshilfe (Ehefrau 
30. — DM, Sohn 20. — DM) beschränkt, so 
daß 120 — (30 + 20) = 70.— DM Unter- 
haltshilfc gezahlt werden. 

Die durch die Regelung entstehenden Mehrauf- 
wendungen, die nur geschätzt werden können, aber 
nicht sehr erheblich sein dürften, gehen zu Lasten 
des Soforthilfefonds. 

Zu Artikel 1 Ziffer 2: Als oberste Rechtsmittel- 
inscanz in Soforthilfesachen sieht das Soforthilfe- 
gesetz in § 56 den Spruchsenat beim Hauptamt für 
Soforthilfe vor. Für das Verfahren des Spruchsenats 
enthält das Soforthilfegesetz nur einige wenige Be- 
stimmungen, die auf die Besonderheiten des Ver- 
fahrens in Soforthilfesachen zugeschnitten sind (z.B. 
Mitwirkung von Laienbeisitzern). Im übrigen ist 
in § 69 Absatz 2 des Gesetzes nur vorgeschrieben, 
daß die Beschwerdeausschüsse und der Spruchsenat 
„als Verwaltungsgcrichte entscheiden“. Daraus er- 
gibt sich für die Beschwerdeausschüsse die ent- 
sprechende Anwendung der in den einzelnen Ländern 
geltenden Verfahrensvorschriften ohne weiteres. Ver- 
fahrensvorschriften für obere Bundesgerichte, die 
für den Spruchsenat für entsprechend anwendbar 
erklärt werden könnten, sind aber noch nicht er- 
gangen. Die Aufnahme der Tätigkeit durch den 
Spruchsenat duldet im Hinblick auf die bereits vor- 
liegenden zahlreichen Rechtsbeschwerden keinen Auf- 
schub mehr. Es ist daher notwendig, bis zum Er- 
laß einer bundes gesetzlichen Regelung die sinngemäße 
Anwendung der wenigstens auf zonaler Grundlage 
bereits geltenden Verordnung Nr. 165 über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in der britischen Zone 
ausdrücklich zu bestimmen. Nach Artikel 2 soll die 
vorgesehene Regelung mit dem Tage nach der Ver- 
kündung der Verordnung in Kraft treten. 
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